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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1985 Ausgegeben am 30. Dezember 1985 249. Stück

572. Bundesgesetz: 44. Gehaltsgesetz-Novelle, Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955, des Neben-
gebührenzulagengesetzes und des Bundestheaterpensionsgesetzes
(NR: GP XVI RV 782 AB 811 S. 122. BR: AB 3052 S. 470.)

573. Bundesgesetz: 36. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und Änderung der Bundesforste-Dienstord-
nung
(NR: GP XVI RV 783 AB 812 S. 122. BR: AB 3053 S. 470.)

574. Bundesgesetz: Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG-Novelle 1985) und des
Richterdienstgesetzes
(NR: GP XVI RV 784 AB 794 S. 122. BR: AB 3051 S. 470.)

572. Bundesgesetz vom 13. Dezember 1985,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 (44. Gehalts-
gesetz-Novelle), die Reisegebührenvorschrift
1955, das Nebengebührenzulagengesetz und
das Bundestheaterpenslonsgesetz geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 295/1985, wird wie folgt geändert:

1. § 13 Abs. 11 lautet:

„(11) Dienstzulagen, auf die § 58 Abs. 7, § 59 a
Abs. 5, § 59 b, § 60 Abs. 8 oder § 60 a anzuwenden
sind, bleiben vom Abs. 10 unberührt."

2. Im § 22 Abs. 2 wird der Ausdruck „8 vH"
durch den Ausdruck „8,5 vH" ersetzt.

3. Dem § 24 wird angefügt:

„(3) Für eine Dienstwohnung auf einer Liegen-
schaft, die einem Schulwart oder einem in ähnlicher
Verwendung stehenden Beamten wegen seiner Auf-
sichts- oder Betreuungspflicht für diese Liegen-
schaft überlassen worden ist, hat der Beamte als
Vergütung lediglich die auf diese Dienstwohnung
entfallenden Nebenkosten (für Beheizung, Strom,
Warmwasseraufbereitung usw.) zu leisten.

(4) Der zuständige Bundesminister hat im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler festzusetzen,
welche Verwendungen in seinem Ressort als ähnli-
che Verwendungen' im Sinne des Abs. 3 anzusehen
sind."

4. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten folgende
Fassung:

5. Im § 30 Abs. 1 wird der Betrag „1 169 S"
durch den Betrag „1 219 S" und der Betrag
„1 485 S" durch den Betrag „1 548 S" ersetzt.

6. Im § 30 b Abs. 2 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „403 S" durch den Betrag

„420 S",
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b) in Z 2 und Z 3 lit. a der Betrag „1 057 S"
durch den Betrag „1 102 S",

c) in Z 3 lit. b der Betrag „1 271 S" durch den
Betrag „1 325 S".

7. § 30 c Abs. 2 lautet:
„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt

monatlich
1. für Stationspfleger und Stationsschwestern

1 644 S,
2. für Oberpfleger und Oberschwestern 2 116 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 2 587 S."

8. Im § 38 Abs. 1 wird der Betrag „748 S" durch
den Betrag „780 S" ersetzt.

9. Im § 38 a Abs. 1 wird der Betrag „558 S"
durch den Betrag „582 S" ersetzt.

10. Die Tabelle im § 39 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

11. Die Tabelle im § 42 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

12. Im § 42 Abs. 1 letzter Satz wird der Betrag
„58 812 S" durch den Betrag „61 312 S" ersetzt.

13. Im §43 Abs. 1 wird der Betrag „2 942 S"
durch den Betrag „3 067 S" ersetzt.

14. Im § 45 Abs. 1 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „6 987 S" durch den Betrag

„7 284 S",
b) in Z 2 der Betrag „8 734 S" durch den Betrag

„9 105 S",
c) in Z 3 der Betrag „10 479 S" durch den

Betrag „10 924 S",
d) in Z 4 der Betrag „12 227 S" durch den

Betrag „12 747 S" und
e) in Z 5 der Betrag „13 974 S" durch den

Betrag „14 568 S".

15. Die Tabelle im §48 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

16. Im § 50 Abs. 3 wird der Betrag „5 347 S"
durch den Betrag „5 574 S" ersetzt.

17. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

18. Im §56 Abs. 2 wird der Betrag „2 339 S"
durch den Betrag „2 438 S" ersetzt.
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19. § 57 Abs. 2 lautet: 20. Im § 58 Abs. 4 wird der Betrag „570 S" durch
den Betrag „594 S" und der Betrag „1 044 S"
durch den Betrag „1 088 S" ersetzt.

21. § 58 Abs. 6 lautet:

„(6) Die im Abs. 5 angeführte Dienstzulage
beträgt

In der Verwendungsgruppe L 3 erhöht sich diese
Dienstzulage bei den im Abs. 5 Z 1 genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehrgän-
gen und bei den im Abs. 5 Z 3 genannten Lehrern
für Werkerziehung an Polytechnischen Lehrgän-
gen und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen um
325 S. In der Verwendungsgruppe L 2 b 1 erhöht
sich die im ersten Satz angeführte Dienstzulage bei
den im Abs. 5 Z 3 genannten Lehrern für Werker-
ziehung an Polytechnischen Lehrgängen und an
hauswirtschaftlichen Berufsschulen um 97 S."

22. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag „1 884 S"
durch den Betrag „1 964 S" ersetzt.

23. § 59 Abs. 4 lautet:

„(4) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2 a 2,
die

1. an Pädagogischen Akademien, Religionspäd-
agogischen Akademien oder Berufspädagogi-
schen Akademien in Didaktik und Schulprak-
tischer Ausbildung sowie in ergänzenden Stu-
dienveranstaltungen,

2. an Berufspädagogischen Akademien in den
fachwissenschaftlichen und fachdidaktischen
Unterrichtsgegenständen,

3. an Akademien für Sozialarbeit in den Unter-
richtsgegenständen der Methodik der Sozial-
arbeit, der ergänzenden Unterrichtsveranstal-
tungen und der Praktika

unterrichten und die Ernennungserfordernisse für
die entsprechenden Verwendungen in der Verwen-
dungsgruppe L 1 erfüllen, gebührt für die Dauer
einer solchen Verwendung eine Dienstzulage im
Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen ihrem
Gehalt und dem Gehalt, das ihnen im Falle ihrer
Überstellung in die Verwendungsgruppe L 1
gebühren würde. § 58 Abs. 7 gilt sinngemäß."

24. Im § 59 a Abs. 1 wird in Z 1 der Betrag
„633 S" durch den Betrag „660 S", in Z 2 der
Betrag „961 S" durch den Betrag „1 002 S" und in
Z 3 der Betrag „1 318 S" durch den Betrag
„1 374 S" ersetzt.

25. Im § 59 a Abs. 2 wird der Betrag „633 S"
durch den Betrag „660 S" ersetzt.
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26. Im § 59 a Abs. 3 wird der Betrag „961 S"
durch den Betrag „1 002 S" ersetzt.

27. Im § 59 a Abs. 5 Z 1 lit. c wird der Betrag
„760 S" durch den Betrag „792 S" ersetzt.

28. § 59 b Abs. 1 lautet:

„(1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die
nach dem Lehrplan einer Hauptschule geführt wer-
den, und in Polytechnischen Lehrgängen gebührt
den Lehrern für die Dauer einer der nachstehenden
Verwendungen eine Dienstzulage. Die Dienstzu-
lage beträgt für

1. Lehrer in den Unterrichtsgegenständen
Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremd-
sprache
a) 468 S, wenn sie in einer Schülergruppe

oder Klasse leistungsdifferenzierten
Unterricht erteilen,

b) 585 S, wenn sie in zwei oder mehr Schü-
lergruppen oder Klassen im selben Unter-
richtsgegenstand leistungsdifferenzierten
Unterricht erteilen,

c) 703 S, wenn sie in zwei oder mehr Schü-
lergruppen oder Klassen in verschiedenen
Unterrichtsgegenständen leistungsdiffe-
renzierten Unterricht erteilen,

2. Fachkoordinatoren für die Unterrichtsgegen-
stände Deutsch, Mathematik bzw. Lebende
Fremdsprache
a) 468 S, wenn sie an der betreffenden

Schule in weniger als vier Schulstufen die
Unterrichtstätigkeit der Lehrer für insge-
samt fünf bis elf,

b) 585 S, wenn sie an der betreffenden
Schule in vier Schulstufen die Unterrichts-
tätigkeit der Lehrer für insgesamt fünf bis
elf,

c) 585 S, wenn sie an der betreffenden
Schule in weniger als vier Schulstufen die
Unterrichtstätigkeit der Lehrer insgesamt
für mindestens zwölf,

d) 703 S, wenn sie an der betreffenden
Schule in vier Schulstufen die Unterrichts-
tätigkeit der Lehrer insgesamt für minde-
stens zwölf

Schülergruppen zu koordinieren haben,

3. Leiter einer Hauptschule, einer Sonderschule,
die nach dem Lehrplan einer Hauptschule
geführt wird, und eines als selbständige
Schule geführten Polytechnischen Lehrganges
sowie Lehrer, die mit der Leitung einer sol-
chen Schule betraut sind,
a) 468 S, wenn an der betreffenden Schule in

weniger als 60 Schülergruppen,
b.) 585 S, wenn an der betreffenden Schule in

mindestens 60 Schülergruppen
leistungsdifferenzierter Unterricht erteilt
wird,

4. Leiter einer sonstigen allgemeinbildenden
Pflichtschule mit angeschlossenem Polytech-
nischen Lehrgang und Lehrer, die mit der Lei-
tung einer solchen Schule betraut sind, 235 S.

Der Anspruch nach den Z 1 bis 4 besteht auch wäh-
rend des Beobachtungszeitraumes, der am Beginn
des Schuljahres der Einstufung in die einzelnen
Leistungsgruppen vorangeht."

29. Im § 59 b Abs. 2 werden ersetzt:

a) in Z 1 lit. a, Z 2 lit. a und Z 3 lit. a der Betrag
„449 S" durch den Betrag „468 S",

b) in Z 1 lit. b, Z 2 lit. b und Z 3 lit. b der Betrag
„561 S" durch den Betrag „585 S",

c) in Z 1 lit. c und Z 3 lit. c der Betrag „620 S"
durch den Betrag „646 S",

d) in Z 4 der Betrag „443 S" durch den Betrag
„462 S" und

e) in Z 5 der Betrag „222 S" durch den Betrag
„231 S".

30. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

31. An die Stelle des § 60 Abs. 3 bis 6 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(3) Für die Dauer der betreffenden Verwen-
dung gebührt

1. Lehrern (Kindergärtnerinnen) der Verwen-
dungsgruppe L 3, die — ohne die im § 58
Abs. 5 Z 3, 4 oder 5 angeführten Befähigun-
gen aufzuweisen — in einer der in diesen
Bestimmungen angeführten Verwendungen
beschäftigt werden,

2. Religionslehrern der Verwendungsgruppe
L 3, die an Hauptschulen, Sonderschulen oder
Polytechnischen Lehrgängen verwendet wer-
den,

3. Übungskindergärtnerinnen der Verwen-
dungsgruppe L 2 b 1 mit der Befähigung für
Sonderkindergärtnerinnen, die eine qualifi-
zierte Betreuung behinderter Kinder an
Übungskindergärten ausüben,

eine Dienstzulage von 389 S. Sie erhöht sich bei
den an Polytechnischen Lehrgängen verwendeten
Lehrern um 325 S. § 58 Abs. 7 gilt sinngemäß.

(4) Abs. 3 ist auf Lehrer der Verwendungsgruppe
L 2 b 1, die das Ernennungserfordernis für diese
Verwendungsgruppe ausschließlich nach Z 26.2
lit. b oder Z 26.8 der Anlage 1 zum BDG 1979
erfüllen, sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden,
daß die Dienstzulage 117 S und die für die Ver-
wendung an Polytechnischen Lehrgängen vorgese-
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hene Erhöhung der Dienstzulage 97 S beträgt;
Abs. 1 ist auf diese Lehrer nicht anzuwenden.

(5) Erziehern der Verwendungsgruppe L 2 b 1
mit der Befähigung und Verwendung als Sonderer-
zieher, die nicht die Voraussetzungen des § 59 a
Abs. 3 erfüllen, gebührt eine Dienstzulage in halber
Höhe der Dienstzulage nach § 59 a Abs. 3.

(6) Lehrern, auf die § 59 a Abs. 4 nur deswegen
nicht anzuwenden ist, weil sie mit der Erteilung des
in dieser Bestimmung angeführten Unterrichtes
nicht ganzjährig, sondern nur während eines Seme-
sters betraut sind, gebührt für die Dauer der Ertei-
lung dieses Unterrichtes eine Dienstzulage nach
der entsprechenden Bestimmung des § 59 a Abs. 5
Z 1.

(7) Die Dienstzulage nach Abs. 6 gebührt,

1. wenn der übungsschulmäßige Unterricht wäh-
rend des gesamten Wintersemesters erteilt
wurde, für die Monate September bis ein-
schließlich Feber,

2. wenn der übungsschulmäßige Unterricht wäh-
rend des gesamten Sommersemesters erteilt
wurde, für die Monate Feber bis einschließ-
lich Juli,

3. wenn der übungsschulmäßige Unterricht nur
während eines Teiles eines Semesters erteilt
wurde, für jeden Monat, in dem der Lehrer
durch mehr als 14 Tage in diesem Unterricht
verwendet wurde.

(8) Wenn in den Fällen des Abs. 6 der Unterricht
nur im halben Umfang des Unterrichtes an einer
Übungsschule erteilt wird, gebührt die nach Abs. 7
zustehende Dienstzulage im halben Ausmaß."

32. Die Tabelle im §• 60 a Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

33. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

34. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag „2 157 S"
durch den Betrag „2 249 S" ersetzt.

35. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag „1 266 S"
durch den Betrag „1 320 S" ersetzt.

36. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

37. § 73 Abs. 1 lautet:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhege-
nußfähige Dienstzulage. Sie beträgt während der
Dauer des provisorischen Dienstverhältnisses 237 S
und nach der Definitivstellung
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38. Im § 73 a werden ersetzt:

a) der Betrag „760 S" durch den Betrag
„792 S",

b) der Betrag „804 S" durch den Betrag „838 S"
und

c) der Betrag „952 S" durch den Betrag
„992 S".

39. Im § 73 b wird der Betrag „449 S" durch den
Betrag „468 S" ersetzt.

40. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

41. Die Tabelle im §76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

42. Im § 76 a Abs. 1 werden ersetzt:

a) der Betrag „904 S" durch den Betrag
942 S",

b) der Betrag „678 S" durch den Betrag „707 S"
und

c) der Betrag „450 S" durch den Betrag
„469 S".

43. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag „748 S" durch
den Betrag „780 S" ersetzt.

44. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

45. Im § 79 a wird der Betrag „1 919 S" durch
den Betrag „2 001 S" ersetzt.

46. Im § 79 b Z 3 wird der Betrag „367 S" durch
den Betrag „383 S" und der Betrag „442 S" durch
den Betrag „461 S" ersetzt.

47. Die Tabelle im § 82 a Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

48. Im § 82 a Abs. 3 wird der Betrag „2 088 S"
durch den Betrag „2 177 S" und der Betrag
„2 277 S" durch den Betrag „2 374 S" ersetzt.

49. Die Tabelle im § 82 c Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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50. In der Tabelle im § 82 c Abs. 2 werden
ersetzt:

a) das Wort „Telegraphenzeugabteilung" durch
das Wort „Fernmeldezeugabteilung" und

b) die Worte „Leiter einer Anmeldestelle" durch
das Wort „Meßspezialist".

51. Die Tabelle im § 82 c Abs. 5 erhält folgende
Fassung:

52. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag „353 S"
durch den Betrag „368 S" ersetzt.

53. Im § 85 d Abs. 1 wird der Betrag „1 692 S"
durch den Betrag „1 764 S" ersetzt.

54. An die Stelle des § 86 Abs. 2 lit. a bis f treten
folgende Bestimmungen:
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Artikel II

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 180/1985, wird wie folgt geändert:

Nach § 49 wird eingefügt:
„§ 49 a. (1) Für die mit der Teilnahme an Schul-

veranstaltungen im Sinne der Verordnung des Bun-
desministers für Unterricht und Kunst über die Art,
die Anzahl und die Durchführung von Schulveran-
staltungen, BGBl. Nr. 369/1974, verbundenen Auf-
wendungen haben Lehrer abweichend von den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Anspruch auf
Reisegebühren, die unter Bedachtnahme auf die
Art dieser Veranstaltungen und die mit der Teil-
nahme an ihnen verbundenen Gegebenheiten vom
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen durch Verordnung festzusetzen sind.

(2) In der Verordnung sind die Ermittlungs-
grundlagen der Reisekostenvergütung unter
Berücksichtigung der tatsächlichen Aufwendungen
zu regeln. Die Festsetzung der Reisezulage hat in
der Verordnung je nach Art der Schulveranstaltung
in einheitlichen Sätzen zu erfolgen, wobei vom
Betrag der Tagesgebühr des Tarifes I

1. der Gebührenstufe 3 (für Lehrer an Pflicht-
schulen) und

2. der Gebührenstufe 4 (für Lehrer an mittleren
und höheren Schulen)

auszugehen ist. Ein tatsächlicher Mehraufwand für
die Nächtigung ist darüber hinaus unter Zugrunde-
legung der Nächtigungskosten festzusetzen, die an
der Schulveranstaltung teilnehmende Schüler je
Nacht zu tragen haben."

Artikel III

Das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 548/1984, wird wie folgt geän-
dert:

§ 3 Abs. 1 lautet:
„(1) Von den anspruchsbegründenden Nebenge-

bühren hat der Beamte des Dienststandes einen
Pensionsbeitrag zu entrichten. Der Pensionsbeitrag
beträgt 8,5 vH."

Artikel IV

Das Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl.
Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 548/1984, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 10 Abs. 2 und 3 werden die Hundertsätze
des Pensionsbeitrages wie folgt festgesetzt:

In Abs. 2 lit. a mit 10,6 vH,
in Abs. 2 lit. b mit 8,5 vH,
in Abs. 3 lit. a mit 2,2 vH,
in Abs. 3 lit. b mit 1,8 vH.

Artikel V

Artikel IV der 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 662/1977, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 548/1984, wird wie folgt geän-
dert:

Die Tabelle im Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Artikel VI

Art. XII Abs. 1 zweiter Satz der 41. Gehaltsge-
setz-Novelle, BGBl. Nr. 656/1983, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 548/1984,
lautet:

„Diese Dienstzulage beträgt, wenn er in diesem
Gegenstand dauernd unterrichtet, 812 S je Monats-
wochenstunde."

Artikel VII

Für die Zeit bis zum Ablauf des 31. Dezember
1985 wird das Gehaltsgesetz 1956 wie folgt geän-
dert:

1. § 59 b Abs. 1 lautet:

„(1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die
nach dem Lehrplan einer Hauptschule geführt wer-
den, und in Polytechnischen Lehrgängen gebührt
den Lehrern für die Dauer einer der nachstehenden
Verwendungen eine Dienstzulage. Die Dienstzu-
lage beträgt für

1. Lehrer in den Unterrichtsgegenständen
Deutsch, Mathematik bzw. Lebende Fremd-
sprache
a) 449 S, wenn sie in einer Schülergruppe

oder Klasse leistungsdifferenzierten
Unterricht erteilen,

b) 561 S, wenn sie in zwei oder mehr Schü-
lergruppen oder Klassen im selben Unter-
richtsgegenstand leistungsdifferenzierten
Unterricht erteilen,
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c) 674 S, wenn sie in zwei oder mehr Schü-
lergruppen oder Klassen in verschiedenen
Unterrichtsgegenständen leistungsdiffe-
renzierten Unterricht erteilen,

2. Fachkoordinatoren für die Unterrichtsgegen-
stände Deutsch, Mathematik bzw. Lebende
Fremdsprache
a) 449 S, wenn sie an der betreffenden

Schule die Unterrichtstätigkeit der Lehrer
für insgesamt fünf bis elf,

b) 561 S, wenn sie an der betreffenden
Schule die Unterrichtstätigkeit der Lehrer
insgesamt für mindestens zwölf

Schülergruppen zu koordinieren haben,

3. Leiter einer Hauptschule, einer Sonderschule,
die nach dem Lehrplan einer Hauptschule
geführt wird, und eines als selbständige
Schule geführten Polytechnischen Lehrganges
sowie Lehrer, die mit der Leitung einer sol-
chen Schule betraut sind,
a) 449 S, wenn an der betreffenden Schule in

weniger als 60 Schülergruppen,
b) 561 S, wenn an der betreffenden Schule in

mindestens 60 Schülergruppen
leistungsdifferenzierter Unterricht erteilt
wird,

4. Leiter einer sonstigen allgemeinbildenden
Pflichtschule mit angeschlossenem Polytech-
nischen Lehrgang und Lehrer, die mit der Lei-
tung einer solchen Schule betraut sind, 225 S.

Der Anspruch nach den Z 1 bis 4 besteht auch wäh-
rend des Beobachtungszeitraumes, der am Beginn
des Schuljahres der Einstufung in die einzelnen
Leistungsgruppen vorangeht."

2. Im § 82 a Abs. 2 lauten die für die Verwen-
dungsgruppe PT 5 vorgesehenen Bezugsansätze:

3. In der Tabelle im § 86 Abs. 2 lit. f wird in der
Gehaltsstufe 18 der Verwendungsgruppe PT 5 der
Betrag „18 769" durch den Betrag „19 751"
ersetzt.

Artikel VIII

(1) In der Zeit vom 1. September 1985 bis zum
31. August 1986 ist § 59 b Abs. 1 Z 2 lit. a des
Gehaltsgesetzes 1956 auch dann anzuwenden,
wenn der Fachkoordinator die Unterrichtstätigkeit
der Lehrer zwar nicht für die dort vorgesehenen
fünf bis elf Schülergruppen, sondern lediglich für
drei Schülergruppen zu koordinieren hat. Die
Dienstzulage beträgt in diesem Fall 60 vH der dort
vorgesehenen Dienstzulage.

(2) In der Zeit vom 1. September 1985 bis zum
31. August 1988 ist § 59 b Abs. 1 Z 2 lit. a des
Gehaltsgesetzes 1956 auch dann anzuwenden,
wenn der Fachkoordinator die Unterrichtstätigkeit
der Lehrer zwar nicht für die dort vorgesehenen
fünf bis elf Schülergruppen, sondern lediglich für
vier Schülergruppen zu koordinieren hat. Die
Dienstzulage beträgt in diesem Fall 80 vH der dort
vorgesehenen Dienstzulage.

(3) Ergeben sich bei der Anwendung der Abs. 1
oder 2 Restbeträge von 50 g und mehr, so sind
diese auf volle Schillingbeträge aufzurunden, erge-
ben sich Restbeträge von weniger als 50 g, so sind
diese zu vernachlässigen.

(4) In der Zeit vom 1. September 1987 bis zum
31. August 1988 ist § 59 b Abs. 1 Z 2 lit. b und d des
Gehaltsgesetzes 1956 auch dann anzuwenden,
wenn der Fachkoordinator die Unterrichtstätigkeit
der Lehrer zwar nicht in den dort vorgesehenen
vier Schulstufen, sondern lediglich in drei Schulstu-
fen zu koordinieren hat.

(5) § 59 b des Gehaltsgesetzes 1956 ist auf jene
Fachkoordinatoren, die für ihre Fachkoordinato-
rentätigkeit eine Abgeltung nach den Verordnun-
gen BGBl. Nr. 104/1976 oder BGBl. Nr. 484/1977
erhalten, nicht anzuwenden.

Artikel IX

(1) Es treten in Kraft:

1. Art. VII Z 2 und 3 mit 1. März 1985,

2. Art. VII Z 1 und Art. VIII mit 1. September
1985,

3. die Art. I und III bis VI mit 1. Jänner 1986,

4. Art. II mit 1. Feber 1986.
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(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

5 7 3 . Bundesgesetz vom 13. Dezember 1985,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
(36. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) und
die Bundesforste-Dienstordnung geändert wer-

den

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 268/1985, wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

2. Die Tabelle im § 11 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

3. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

4. Die Tabelle im § 14 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

5. Im § 22 Abs. 2 wird in der Tabelle der Betrag
„1 169 S" durch den Betrag „1 219 S" und der
Betrag „1 485 S" durch den Betrag „1 548 S"
ersetzt.

6. § 27 a Abs. 1 lautet:

„(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Kalen-
derjahr

1. 30 Werktage bei einem Dienstalter von weni-
ger als 25 Jahren,

2. 36 Werktage bei einem Dienstalter von
25 Jahren."



249. Stück — Ausgegeben am 30. Dezember 1985 — Nr. 573 3795

7. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

8. Die Tabelle im § 44 erhält folgende Fassung:

9. Im § 44 a Abs. 2 werden ersetzt:
a) der Betrag „450,80 S" durch den Betrag

„470,00 S",
b) der Betrag „135,30 S" durch den Betrag

„141,10 S",
c) der Betrag „163,60 S" durch den Betrag

„170,60 S" und
d) der Betrag „49,10 S" durch den Betrag

„51,20 S".

10. Im § 44 a Abs. 3 wird der Betrag „301,70 S"
durch den Betrag „314,50 S" und der Betrag
„552,60 S" durch den Betrag „576,10 S" ersetzt.

11. Im § 44 a Abs. 4 wird ersetzt:
a) in den Z 1 und 2 der Betrag „301,70 S"

durch den Betrag „314,50 S",
b) in Z 3 der Betrag „552,60 S" durch den

Betrag „576,10 S" und
c) in Z 4 der Betrag „248,20 S" durch den

Betrag „258,70 S".

12. Im § 44 a Abs. 5 wird ersetzt:
a) der Betrag „197,50 S" durch den Betrag

„205,90 S",
b) der Betrag „163,60 S" durch den Betrag

„170,60 S",
c) der Betrag „59,30 S" durch den Betrag

„61,80 S" und
d) der Betrag „49,10 S" durch den Betrag

„51,20 S".

13. Im § 44 a Abs. 6 wird der Betrag „335,70 S"
durch den Betrag „350,00 S" ersetzt.

14. § 44 b Abs. 1 lautet:

„(1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die
nach dem Lehrplan einer Hauptschule geführt wer-
den, und in Polytechnischen Lehrgängen gebührt
Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die
in den Unterrichtsgegenständen Deutsch, Mathe-
matik bzw. Lebende Fremdsprache leistungsdiffe-
renzierten Unterricht erteilen, für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage. Diese Dienstzu-
lage beträgt jährlich

1. 5 617 S, wenn sie in einer Schülergruppe oder
Klasse,

2. 7 018 S, wenn sie in zwei oder mehr Schüler-
gruppen oder Klassen im selben Unterrichts-
gegenstand,

3. 8 432 S, wenn sie in zwei oder mehr Schüler-
gruppen oder Klassen in verschiedenen
Unterrichtsgegenständen

leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen."

15. Im § 44 b Abs. 2 wird ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „5 388 S" durch den Betrag

„5 617 S",
b) in Z 2 der Betrag „6 732 S" durch den Betrag

„7 018 S" und
c) in Z 3 der Betrag „7 440 S" durch den Betrag

„7 756 S".
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16. Im § 44 c Abs. 1 wird ersetzt:

a) der Betrag „32 262 S" durch den Betrag
„33 633 S",

b) der Betrag „28 498 S" durch den Betrag
„29 709 S",

c) der Betrag „23 690 S" durch den Betrag
„24 697 S" und

d) der Betrag „17 796 S" durch den Betrag
„18 552 S".

Artikel II

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 426/1985, wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

2. Die Tabelle im § 17 Abs. 4 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 21 Abs. 2 werden ersetzt:

a) der Betrag „1 390 S" durch den Betrag
„1 449 S",

b) der Betrag „1 201 S" durch den Betrag
„1 252 S",

c) der Betrag „820 S" durch den Betrag „855 S"
und

d) der Betrag „694 S" durch den Betrag
„723 S".

4. Dem § 22 Abs. 2 wird angefügt:

„Wird jedoch der Bedienstete mit einem anderen
Arbeitsplatz betraut, weil er zur weiteren Verse-
hung seines bisherigen Dienstes infolge eines
Dienstunfalles unfähig ist, so gebührt die Verwen-
dungszulage der bisherigen Verwendungs- und
Zulagenstufe anstelle einer allfälligen anderen Ver-
wendungszulage bis zur Erreichung einer höheren
Verwendungszulage weiter."

5. Im § 22 Abs. 3 lit. c. werden ersetzt:
a) in Z 2 der Ausdruck „Gehaltsstufe 12" durch

den Ausdruck „Gehaltsstufe 10",
b) in Z 3 der Ausdruck „Gehaltsstufe 8, 2. Jahr"

durch den Ausdruck „Gehaltsstufe 7,
2. Jahr".

6. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fas-
sung:
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7. An die Stelle des § 22 Abs. 5 treten folgende
Bestimmungen:

„(5) Die Verwendungszulage der Bediensteten
der Verwendungsstufe D 1

1. des Dienstzweiges Forstbetriebs- und Forst-
schutzdienst' und

2. des Mittleren Dienstes, die geschäftsplanmä-
ßig mit der Lohnverrechnung betraut sind,

erhöht sich um 50 vH.

(6) Wird eine der im Abs. 3 genannten Funktio-
nen von einem Bediensteten nur vorübergehend
oder vertretungsweise, mindestens aber während
eines Kalendermonates versehen, so gebührt ihm
für die Dauer der Ausübung dieser Funktion,
sofern die für diese Funktion vorgesehene Verwen-
dungszulage höher ist als jene, die dem Bedienste-
ten allenfalls zusteht, eine Ergänzungszulage in der
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen diesen
Verwendungszulagen."

8. § 25 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Den Bediensteten, auf die § 12 Abs. 1 anzu-
wenden ist, gebührt nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen ein Zuschlag zur Verwendungszu-
lage. Die Höhe dieses Zuschlages richtet sich nach
dem Grad der Arbeitsbelastung.

(2) Der Grad der Arbeitsbelastung wird bei Lei-
tern von Forstverwaltungen und bei mit der Verse-
hung eines Försterdienstbezirkes betrauten Revier-
förstern nach dem auf ein Jahr bezogenen Teil des
jeweils geltenden Hiebssatzes, der Fläche, der
waldbaulichen Intensität, der Arrondierung und all-
fälligen Nebenbetrieben ermittelt und in Punkten
ausgedrückt."

9. § 25 Abs. 3 Z 1 lit. a lautet:
„a) für je 1000 fm Hiebssatzes gemäß Abs. 2 ein

Punkt; für den Anteil an Vornutzung, Laub-
holz-Endnutzung und Servitutsholz zusätz-
lich 0,33 Punkte je 1000 fm und für den
Anteil an Nutzung aus dem Schutzwald
zusätzlich 0,8 Punkte je 1000 fm;"

10. § 25 Abs. 3 Z 4 lautet:
„4. Wenn mit dem betreffenden Arbeitsplatz die

Führung eines Nebenbetriebes verbunden ist
und die daraus sich ergebende Belastung
zumindest mit der Belastung bei einem Hiebs-
satz gemäß Abs. 2 von 1000 fm zu verglei-
chen ist, ist die sich gemäß Z 1 bis 3 erge-
bende Punktesumme je 1000 fm Hiebssatz
vergleichbare Arbeitsbelastung um einen
Punkt zu erhöhen."

11. § 25 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Anzahl der Punkte für Bedienstete, die
bei Bau- und Maschinenhöfen oder Sägewerken
verwendet werden oder in Sonderverwendung ste-
hen, ist von der Generaldirektion unter Bedacht-
nahme auf die Belastung im Vergleich zu den unter
Abs. 2 fallenden Verwendungen festzusetzen."

12. §25 Abs. 8 lautet:

„(8) Den Bediensteten des Fischereidienstes und
des Forstbetriebs- und Forstschutzdienstes der Ver-
wendungsstufe D 1 gebührt ein Zuschlag zur Ver-
wendungszulage in dem für 10 Punkte vorgesehe-
nen Ausmaß."

13. §25 Abs. 12 lautet:

„(12) Der Zuschlag zur Verwendungszulage
beträgt

1. für Oberforstmeister 18,50 S für jeden vollen
Punkt;

2. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
a) bis einschließlich des 50. Punktes 98,90 S,
b) vom 51. bis einschließlich 65. Punkt

144,90 S,
c) vom 66. bis einschließlich 80. Punkt

223,80 S,
d) vom 81. bis einschließlich 95. Punkt

112,00 S und
e) ab dem 96. Punkt 65,90 S
für jeden vollen Punkt;

3. für Bedienstete des gehobenen Forstdienstes
und Bedienstete, die mit der Leitung eines
Sägewerkes betraut sind,
a) bis einschließlich des 6. Punktes 105,40 S,
b) für den 7. Punkt 210,80 S,
c) vom 8. bis einschließlich 10. Punkt

421,40 S,
d) vom 11. bis einschließlich 13. Punkt

632,40 S,
e) für den 14. und 15. Punkt 474,10 S,
f) vom 16. bis einschließlich 20. Punkt

316,10 Sund
g) ab dem 21. Punkt 210,80 S
für jeden vollen Punkt;

4. für Bedienstete der Verwendungsstufe D 1
121,90 S für jeden vollen Punkt."

14. Im § 25 a Abs. 2 wird der Betrag „1 896 S"
durch den Betrag „1 977 S" und der Betrag
„10,20 S" durch den Betrag „10,60 S" ersetzt.

15. § 37 a Abs. 1 lautet:

„(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Kalen-
derjahr

1. 30 Werktage bei einer Dienstzeit von weniger
als 25 Jahren,

2. 36 Werktage
a) für Bedienstete nach einer Dienstzeit von

25 Jahren und
b) für Bedienstete der Verwendungs-

gruppe A
aa) ab der Gehaltsstufe 12 in der Ver-

wendungsstufe A 2 und
bb) der Gehaltsstufe 11 in der Verwen-

dungsstufe A 1."

16. § 65 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der monatliche Beitrag beträgt 0,34 vH der
Beitragsgrundlage nach Abs. 2 bis zur Höhe der
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jeweiligen Höchstbeitragsgrundlage in der gesetzli-
chen Pensionsversicherung und 8,5 vH des diese
Höchstbeitragsgrundlage übersteigenden Teiles.
Der Beitrag von der Sonderzahlung beträgt die
Hälfte des sich unter Außerachtlassung der Neben-
gebühren ergebenden monatlichen Beitrages."

17. § 73 Abs. 1 lautet:

„§73. (1) Soweit die §§ 73 a und 73 b nicht
anderes anordnen, ist die Reisegebührenvorschrift
1955 auf die Bediensteten der Österreichischen
Bundesforste nach Maßgabe der folgenden Absätze
anzuwenden."

18. An die Stelle des § 73 Abs. 3 bis 5 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(3) Für Revierförster und Revierjäger gilt als
Ausgangs- und Endpunkt der Dienstreisen sowie
hinsichtlich sonstiger Ansprüche nach der Reise-
gebührenvorschrift 1955, die an die Dienststelle
oder den Dienstort anknüpfen, die Dienstwohnung
oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, der
Wohnsitz des Bediensteten.

(4) Den Bediensteten des Forsteinrichtungsdien-
stes und der Bau- und Maschinenhöfe gebührt bei
Dienstverrichtungen im Außendienst für die
zurückzulegenden Wegstrecken an Stelle des Kilo-
metergeldes eine tägliche Bauschvergütung in der
Höhe der täglichen Pauschalvergütung gemäß § 64
Abs. 1 der Reisegebührenvorschrift 1955. Die
Bauschvergütung gebührt nur für die Tage, an
denen Anspruch auf mindestens ein Drittel der
Tagesgebühr besteht.

(5) Wird einem Bediensteten die Benützung
eines eigenen Kraftfahrzeuges im Dienstesinteresse
bewilligt, so hat er den Anspruch auf eine beson-
dere Entschädigung in der im § 10 Abs. 3 der Reise-
gebührenvorschrift 1955 vorgesehenen Höhe. Der
Anspruch auf diese besondere Entschädigung ist
jeweils für einen Zeitraum von mindestens einem
Kalendermonat und höchstens drei Kalendermona-
ten geltend zu machen.

(6) Bedienstete, denen die Benützung des eige-
nen Kraftfahrzeuges für die Dienstverrichtung
bewilligt wurde, haben die im dienstlichen Interesse
zurückgelegten Fahrtstrecken in einem von der
Generaldirektion aufzulegenden Fahrtenbuch zu
verzeichnen. Die Generaldirektion hat das Fahrten-
buch so zu gestalten, daß insbesondere für die Ein-
tragung des Tages und des Zweckes der Fahrt
sowie der zurückgelegten Wegstrecken in Kilome-
tern vorgesorgt ist.

(7) Der Anspruch auf die besondere Entschädi-
gung nach Abs. 5 erlischt,

1. wenn das Fahrtenbuch nicht bis zum Ende
jenes Kalendermonates vorgelegt wird, der
dem Verrechnungsquartal folgt,

2. wenn die im dienstlichen Interesse zurückge-
legten Fahrtstrecken und deren Summe nicht
errechnet sind oder

3. soweit das Vorliegen der dienstlichen Not-
wendigkeit für die Zurücklegung geltend
gemachter Fahrtstrecken aus den vorgelegten
Angaben nicht beurteilt werden kann."

19. Nach § 73 wird eingefügt:

„§ 73 a. (1) Für Bedienstete, auf die § 12 Abs. 1
anzuwenden ist, kann die Generaldirektion als
Ersatz für den bei der Dienstverrichtung im Außen-
dienst entstehenden Mehraufwand — ausgenom-
men den Anspruch nach § 73 Abs. 5 — anstelle der
nach der Reisegebührenvorschrift 1955 zustehen-
den Gebühren gegen jederzeitigen Widerruf eine
monatliche besondere Vergütung festsetzen. § 21
Abs. 1 zweiter Satz der Reisegebührenvorschrift
1955 gilt sinngemäß.

(2) Die besondere Vergütung gebührt ab dem
Tag des Beginns der Übernahme bis zum Tag der
Beendigung der Übergabe der betreffenden Tätig-
keit.

(3) Die besondere Vergütung ist — ausgenom-
men im Fall des Erholungsurlaubes — verhältnis-
mäßig tageweise zu kürzen, wenn die anspruchsbe-
gründende Tätigkeit durch einen längeren Zeit-
raum als sieben aufeinanderfolgende Kalendertage
nicht ausgeübt wird.

(4) Für Zeiträume, in denen der Bedienstete im
Sinne des Abschnittes V der Reisegebührenvor-
schrift 1955 dienstzugeteilt ist, gebührt keine
besondere Vergütung.

(5) Gebührt die besondere Vergütung nur für
einen Teil des Monates oder ändert sich im Laufe
des Monates die Höhe der besonderen Vergütung,
so entfällt auf jeden Kalendertag ein Dreißigstel
der entsprechenden besonderen Vergütung.

(6) Die besondere Vergütung ist monatlich im
nachhinein auszuzahlen.

§ 73 b. (1) Für Bedienstete, auf die § 12 Abs. 1
anzuwenden ist und die bei Forstverwaltungen
oder diesen im Hinblick auf die Umstände der
Außendienstleistung gleichzuhaltenden Dienststel-
len beschäftigt werden, ist eine monatliche Dienst-
aufwandsentschädigung als besondere Vergütung
festzusetzen. § 73 a Abs. 2 bis 6 gilt sinngemäß.

(2) Mit der Dienstaufwandsentschädigung ist
jener Mehraufwand — ausgenommen der
Anspruch nach § 73 Abs. 5 — abgegolten, der bei
jenen Dienstverrichtungen im Außendienst anfällt,
die regelmäßige, mit dem Arbeitsplatz verbundene
Dienstpflichten darstellen. Eine vorübergehende
Verwendung bei derselben Dienststelle außerhalb
des ständigen Arbeitsplatzes ist als Erfüllung der
regelmäßigen Dienstpflicht anzusehen.
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(3) Die Dienstaufwandsentschädigung beträgt

(4) Die Dienstaufwandsentschädigung ist im Ein-
zelfall nach jener Stufe festzusetzen, die sich aus
dem mit der anspruchsbegründenden Tätigkeit ver-
bundenen Mehraufwand ergibt. Dabei sind die Kri-
terien des § 25 und die sonstigen Umstände — ins-
besondere das Ausmaß an Außendienstzeiten —
angemessen zu berücksichtigen, die eine Erhöhung
oder Verminderung des Aufwandes bewirken.

(5) Vertritt ein Bediensteter, für den eine Dienst-
aufwandsentschädigung festgesetzt ist, zusätzlich
zur Wahrnehmung der Aufgaben seines ständigen
Arbeitsplatzes einen anderen Bediensteten dersel-
ben Dienststelle, für den ebenfalls eine Dienstauf-
wandsentschädigung festgesetzt ist, so gebührt dem
Vertreter für die Dauer der Vertretung anstelle sei-
ner bisherigen Dienstaufwandsentschädigung die
höhere der gemäß Abs. 4 für die beiden Arbeits-
plätze vorgesehenen Dienstaufwandsentschädigun-
gen zuzüglich einer Erhöhung um zwei Stufen,
höchstens jedoch die Dienstaufwandsentschädi-
gung der Stufe 10.

(6) Wird ein Bediensteter, auf den § 12 Abs. 2
anzuwenden ist, zusätzlich zu den Aufgaben seines
ständigen Arbeitsplatzes bei derselben Dienststelle
zu Tätigkeiten herangezogen, die üblicherweise
von Bediensteten ausgeübt werden, für die eine
Dienstaufwandsentschädigung festgesetzt ist, so ist
auch für diesen Bediensteten für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstaufwandsentschädigung
unter sinngemäßer Anwendung des Abs. 4 festzu-
setzen. Übt der Bedienstete diese Tätigkeit als
beauftragter Vertreter aus, so gebührt die für den
betreffenden Arbeitsplatz vorgesehene Dienstauf-
wandsentschädigung.

(7) Die nach den Abs. 1 bis 6 gebührende Dienst-
aufwandsentschädigung ist um 15 vH zu erhöhen,
wenn dem anspruchsberechtigten Bediensteten die
regelmäßige Benützung des eigenen Kraftfahrzeu-
ges für die Dienstverrichtung bewilligt wurde und
der Bedienstete dieses Kraftfahrzeug überwiegend
auf forstlichen Bringungsanlagen zu verwenden
hat.

(8) Die im Abs. 3 genannten Beträge ändern sich
um jenen Hundertsatz, um den sich die im § 13
Abs. 1 der Reisegebührenvorschrift 1955 ange-
führte Tagesgebühr nach Tarif II in der Gebühren-
stufe 3 ändert. Dabei sind Restbeträge von 50 g
und mehr auf volle Schillingbeträge aufzurunden
und Restbeträge von weniger als 50 g zu vernach-
lässigen."

Artikel III
(1) Das monatliche Sonderentgelt (mit Aus-

nahme der Haushaltszulage)
1. jener vollbeschäftigten Vertragsbediensteten

des Bundes, mit denen vor dem 1. Jänner
1986 gemäß § 36 des Vertragsbedienstetenge-
setzes 1948 ein Sondervertrag abgeschlossen
worden ist, und

2. jener vollbeschäftigten Bediensteten der
Österreichischen Bundesforste, mit denen vor
dem 1. Jänner 1986 gemäß § 56 der Bundes-
forste-Dienstordnung ein Sondervertrag
abgeschlossen worden ist,

wird ab 1. Jänner 1986 um 4,25 vH, jedoch minde-
stens um 500 S erhöht. Liegt das monatliche Son-
derentgelt dieser Vertragsbediensteten und dieser
Bediensteten der Österreichischen Bundesforste
jedoch unter 7 779 S, so erhöht es sich abweichend
vom ersten Satz um 6,43 vH.

(2) Bei
1. teilbeschäftigten Vertragsbediensteten des

Bundes, mit denen vor dem 1. Jänner 1986
gemäß § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 ein Sondervertrag abgeschlossen worden
ist, und

2. teilbeschäftigten Bediensteten der Österreichi-
schen Bundesforste, mit denen vor dem
1. Jänner 1986 gemäß § 56 der Bundesforste-
Dienstordnung ein Sondervertrag abgeschlos-
sen worden ist,

ist zunächst jenes Sonderentgelt zu ermitteln, das
ihnen im Falle der Vollbeschäftigung gebühren
würde. Auf dieses Sonderentgelt sind hierauf die im
Abs. 1 vorgesehenen Berechnungsvorschriften an-
zuwenden. Von dem auf diese Weise errechneten
Betrag ist schließlich jener Teil zu ermitteln, der
sich unter Berücksichtigung des Beschäftigungsaus-
maßes ergibt. Dieser Teil gilt ab 1. Jänner 1986 als
neues Sonderentgelt des teilbeschäftigten Vertrags-
bediensteten beziehungsweise des teilbeschäftigten
Bediensteten der Österreichischen Bundesforste.

(3) Ergeben sich bei der Anwendung des Abs. 1
oder 2 im Endergebnis Restbeträge von 50 g und
mehr, so sind diese auf volle Schillingbeträge auf-
zurunden. Ergeben sich jedoch im Endergebnis
Restbeträge von weniger als 50 g, so sind diese zu
vernachlässigen.

(4) Eine Erhöhung nach den Abs. 1 bis 3 ist
jedoch nur dann vorzunehmen, wenn

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder
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2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonder-
entgeltes nicht an andere Anlaßfälle als
Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgeltun-
gen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

(5) Die nach den Abs. 1 bis 3 in Verbindung mit
Abs. 4 erforderlichen Maßnahmen bedürfen nicht
der im § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
beziehungsweise im § 56 der Bundesforste-Dienst-
ordnung vorgesehenen Genehmigung des Bundes-
kanzlers und des Bundesministers für Finanzen.

Artikel IV

(1) Abweichend von den Art. I und II beträgt das
Urlaubsausmaß von Bediensteten mit einem Dienst-
alter (einer Dienstzeit) von weniger als 18 Jahren
für das Kalenderjahr 1985 anstelle von 30 Werkta-
gen 28 Werktage.

(2) Art. IV Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 137/1983 bleibt unberührt.

Artikel V

Für die Zeit vom 1. September 1985 bis zum
31. Dezember 1985 erhält § 44 b Abs. 1 folgende
Fassung:

„(1) An Hauptschulen, an Sonderschulen, die
nach dem Lehrplan einer Hauptschule geführt wer-
den, und in Polytechnischen Lehrgängen gebührt
Vertragslehrern des Entlohnungsschemas II L, die
in den Unterrichtsgegenständen Deutsch, Mathe-
matik bzw. Lebende Fremdsprache leistungsdiffe-
renzierten Unterricht erteilen, für die Dauer dieser
Verwendung eine Dienstzulage. Diese Dienstzu-
lage beträgt jährlich

1. 5 388 S, wenn sie in einer Schülergruppe oder
Klasse,

2. 6 732 S, wenn sie in zwei oder mehr Schüler-
gruppen oder Klassen im selben Unterrichts-
gegenstand,

3. 8 008 S, wenn sie in zwei oder mehr Schüler-
gruppen oder Klassen in verschiedenen
Unterrichtsgegenständen

leistungsdifferenzierten Unterricht erteilen."

Artikel VI

Art. VIII der 44. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 572/1985, ist auf Vertragslehrer des Entloh-
nungsschemas I L sinngemäß anzuwenden.

Artikel VII

(1) Für die Bediensteten des Fischereidienstes der
Österreichischen Bundesforste gelten der mit dem
Fischfang verbundene Mehraufwand und die im
Rahmen dieser Tätigkeit zu erbringende Mehr-
dienstleistung durch den Zuschlag zur Verwen-
dungszulage als abgegolten.

(2) Bei Bediensteten der Österreichischen Bun-
desforste, die durch dieses Bundesgesetz der

Anwendung des § 25 der Bundesforste-Dienstord-
nung unterstellt werden, entfällt mit Ablauf des
31. Dezember 1985 der Anspruch auf eine allenfalls
in Sonderverträgen vorgesehene Gehaltszulage.

Artikel VIII

(1) In der Zeit vom 1. Jänner bis zum
31. Dezember 1986 gebührt den Vertragslehrern
der Entlohnungsgruppe 1 1 des Entlohnungssche-
mas I L anstelle des im § 41 Abs. 1 des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948 vorgesehenen Monatsent-
geltes ein Monatsentgelt in nachstehend angeführ-
ter Höhe:

(2) In der Zeit vom 1. Jänner bis zum
31. Dezember 1986 gebührt den Vertragslehrern
der Entlohnungsgruppe 1 1 des Entlohnungssche-
mas II L anstelle der im § 44 des Vertragsbedienste-
tengesetzes 1948 vorgesehenen Jahresentlohnung
eine Jahresentlohnung in nachstehend angeführter
Höhe:

Artikel IX

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 6, Art. II Z 15 und Art. IV mit 1. Jän-

ner 1985,
2. die Axt. V und VI mit 1. September 1985,
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3. Art. I Z 1 bis 5 und 7 bis 16, Art. II Z 1 bis 14
und 16 bis 19 und die Art. III, VII und VIII
mit 1. Jänner 1986.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Sinowatz

5 7 4 . Bundesgesetz vom 13. Dezember 1985,
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979
(BDG-Novelle 1985) und das Richterdienstge-

setz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl.
Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 295/1985, wird wie folgt geändert:

1. §65 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Kalen-
derjahr

1. 30 Werktage bei einem Dienstalter von weni-
ger als 25 Jahren,

2. 36 Werktage
a) bei einem Dienstalter von 25 Jahren,
b) für den Beamten der Allgemeinen Verwal-

tung der Dienstklasse VIII oder IX sowie
für den Beamten einer anderen Besol-
dungsgruppe, dessen Gehalt zuzüglich der
ruhegenußfähigen und der einen An-
spruch auf eine Zulage zum Ruhegenuß
begründenden Zulagen um höchstens 25 S
unter dem Gehalt des vergleichbaren
Beamten der Allgemeinen Verwaltung
liegt."

2. Im § 137 Abs. 1 wird der Ausdruck „des Bun-
desstrombauamtes" durch den Ausdruck „der Was-
serstraßendirektion, der Bundesbaudirektion
Wien" ersetzt.

3. Anlage 1 Z 1.2 lautet:

„1.2. Das Ernennungserfordernis des Abschlus-
ses eines Hochschulstudiums der Rechtswissen-
schaften oder der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften wird durch die erfolgreiche Absolvierung
eines für den betreffenden Bereich von der Verwal-
tungsakademie veranstalteten Aufstiegskurses
ersetzt. Zu diesem Aufstiegskurs sind nur jene
Bewerber zuzulassen, die die im § 23 des Verwal-
tungsakademiegesetzes, BGBl. Nr. 122/1975, vor-
geschriebenen Zulassungsvoraussetzungen erfül-
len."

4. In der Anlage 1 wird der Z 4.3 lit. c in der
Spalte „Erfordernis" angefügt:

„die Zulassung zu dieser Grundausbildung ist so
zu gestalten, daß dem § 4 Abs. 3 Rechnung getra-
gen wird;"

5. In der Anlage 1 wird am Ende der Z 6.5 der
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; der Z 6.5
wird angefügt:

„e) Baggermeister, Schiffsführerpatent für die
Führung eines Arbeitsbootes mit Außenbord-
motor, Absolvierung der Facharbeiter-Auf-
stiegsausbildung für Matrosen und eines
Erste-Hilfe-Kurses sowie langjährige nauti-
sche Praxis als Matrose und Bootsmann und
langjährige Erfahrung im Betrieb mit Bag-
gern zur Erzielung hoher Baggerleistungen."

6. In der Anlage 1 Z 7.5 lit. a sublit. bb entfällt
der Ausdruck „Baggermeister,".

7. Anlage 1 Z 22.6 lautet in der Spalte „Verwen-
dung":

„22.6. Lehrer an Berufspädagogischen Akade-
mien und an Pädagogischen Instituten (im Rahmen
der Aus- und Fortbildung für Lehrer an berufsbil-
denden Schulen) in den fachwissenschaftlichen und
fachdidaktischen Unterrichtsgegenständen (ausge-
nommen ,Fachdidaktik mit schulpraktischen Übun-
gen'), sofern sie in die Lehrverpflichtungsgruppen I
oder II eingestuft sind"

8. Anlage 1 Z 23.4 lautet in der Spalte „Verwen-
dung":

„23.4. Lehrer an Berufspädagogischen Akade-
mien und an Pädagogischen Instituten (im Rahmen
der Aus- und Fortbildung für Lehrer an berufsbil-
denden Schulen) in den Unterrichtsgegenständen
der Didaktik und Schulpraktischen Ausbildung, in
den Unterrichtsgegenständen der Fachwissenschaf-
ten und der Fachdidaktik, soweit diese nicht unter
Z 22.6 fallen, und in den ergänzenden Studienver-
anstaltungen sowie Lehrer an land- und forstwirt-
schaftlichen berufspädagogischen Lehranstalten in
den Unterrichtsgegenständen Methodik des Fach-
unterrichtes und Schulpraktische Übungen"

9. Anlage 1 Z 30.2 lit. b lautet:
„b) im Fernmeldedienst als

Leiter eines Fernmeldebauamtes,
Leiter eines Fernmeldebetriebsamtes,
Leiter des Fernsprechbetriebsamtes,
Leiter der Fernmeldezentralbauleitung,
Leiter der Fernmeldezeugverwaltung,
Stellvertreter des Leiters eines der angeführ-

ten Ämter (ausgenommen das Fernmelde-
bauamt Haustechnik Wien)."
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10. Anlage 1 Z 31.2 lautet:

„31.2. Verwendung im Fernmeldedienst als
Leiter einer technischen Abteilung (mit Aus-

nahme der Fernmeldezeugabteilung) in
einem Fernmeldebauamt (ausgenommen
Abteilungsleiter I im Fernmeldebauamt 3
Wien), in einem Fernmeldebetriebsamt, im
Fernsprechbetriebsamt oder in der Fern-
meldezentralbauleitung."

11. Anlage 1 2 31.4 lit. c lautet:
„c) im Fernmeldedienst als

Leiter einer in Z 31.2 angeführten techni-
schen Abteilung,

Leiter der Technischen Stelle eines Fernmel-
debauamtes, eines Fernmeldebetriebsamtes
oder des Fernsprechbetriebsamtes,

Leiter des Fernamtes Wien,
Leiter einer Bau- und Planungsstelle."

12. In der Anlage 1 Z 32.2 lit. c wird das Wort
„Telegraphenzeugabteilung" durch das Wort
„Fernmeldezeugabteilung" ersetzt.

13. In der Anlage 1 Z 33.2 lit. c werden ersetzt:
a) das Wort „Warenverrechnungsstelle" durch

das Wort „Materialverrechnungsstelle" und
b) das Wort „Systemtechniker" durch das Wort

„Meßtechniker"'.

14. In der Anlage 1 Z 34.2 lit. c wird dem Aus-
druck „als Bautruppführer mit mindestens sechs
nachgeordneten Arbeitskräften (davon mindestens
drei Facharbeitern)" der Ausdruck „; diesem kann
ein Bautruppführer gleichgehalten werden, dem
vorübergehend weniger Arbeitskräfte, mindestens
jedoch vier (davon mindestens drei Facharbeiter)
nachgeordnet sind, wenn die Generaldirektion für
die Post- und Telegraphenverwaltung bestätigt,
daß der betreffende Bautrupp organisatorisch
einem Bautrupp mit sechs nachgeordneten Arbeits-
kräften (davon mindestens drei Facharbeitern)
gleichzuhalten ist und nur vorübergehend nicht die
volle Bedienstetenzahl aufweist" angefügt.

15. In der Anlage 1 Z 37.2 lit. c wird die Verwen-
dung „Spleißer" durch die Worte „und Kabellöter"
ergänzt.

Artikel II

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 550/1984, wird wie folgt geändert:

1. Im § 65 a wird der Betrag „14 775 S" durch
den Betrag „15 403 S" ersetzt.

2. Die Tabelle im § 66 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 66 Abs. 2 letzter Satz wird in den Z 1 und
2 der Betrag „58 812 S" jeweils durch den Betrag
„61312 S" und in Z 3 der Betrag „65 451 S" durch
den Betrag „68 233 S" ersetzt.

4. Im § 67 Abs. 1 wird der Betrag „2 942 S"
durch den Betrag „3 067 S" ersetzt.

5. Im § 68 a Abs. 1 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „6 987 S" durch den Betrag

„7 284 S",
b) in Z 2 der Betrag „8 734 S" durch den Betrag

„9 105 S",
c) in Z 3 der Betrag „10 479 S" durch den

Betrag „10 924 S",
d) in Z 4 der Betrag „12 227 S" durch den

Betrag „12 747 S" und
e) in Z 5 der Betrag „13 974 S" durch den

Betrag „14 568 S".

6. Im § 68 d Abs. 2 wird der Betrag „2 675 S"
durch den Betrag „2 789 S" ersetzt.

7. § 72 Abs. 1 lautet:

„(1) Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen
sechs Monate gedauert, so beträgt der Erholungs-
urlaub in jedem. Kalenderjahr

1. 30 Werktage für Richteramtsanwärter,
2. 30 Werktage bei einer Dienstzeit von weniger

als 14 Jahren,
3. 32 Werktage bei einer Dienstzeit von 14 oder

mehr Jahren und
4. 36 Werktage bei einer Dienstzeit von 21 oder

mehr Jahren und für die Richter der Gehalts-
gruppe III sowie für die Richter mit festem
Gehalt."

Artikel III

(1) Abweichend vom Art. I Z 1 beträgt das
Urlaubsausmaß von Beamten mit einem Dienstalter
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von weniger als 18 Jahren für das Kalenderjahr
1985 anstelle von 30 Werktagen 28 Werktage.

(2) Abweichend vom Art. II Z 7 beträgt das
Urlaubsausmaß

1. der Richteramtsanwärter und
2. der Richter mit einer Dienstzeit von weniger

als 14 Jahren für das Kalenderjahr 1985
anstelle von 30 Werktagen 28 Werktage.

(3) Art. IV Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 137/1983 bleibt unberührt.

Artikel IV

(1) Solange beim Arbeits- und Sozialgericht
Wien (§ 2 Abs. 2 des Arbeits- und Sozialgerichtsge-
setzes, BGBl. Nr. 104/1985) kein Personalsenat
gebildet ist, hat die Aufgaben dieses Personalsena-
tes der Personalsenat des Oberlandesgerichtes
Wien wahrzunehmen; abweichend vom § 32 Abs. 1
des Richterdienstgesetzes ist nur ein Besetzungs-
vorschlag zu erstatten.

(2) Der Präsident des Arbeits- und Sozialgerich-
tes Wien hat spätestens am 8. Jänner 1987 Tag und
Stunde des Beginnes und des Endes der Wahl des
Personalsenates zu bestimmen und den wahlbe-
rechtigten Richtern so rechtzeitig bekanntzugeben,
daß ihnen die Verständigung spätestens eine
Woche vor der Wahl zukommt. Die im § 38 Abs. 2
des Richterdienstgesetzes vorgesehene Einspruchs-
frist sowie die im § 46 Abs. 1 des Richterdienstge-
setzes vorgesehene Anfechtungsfrist werden bei der
erstmaligen Wahl des Personalsenates des Arbeits-
und Sozialgerichtes Wien auf jeweils eine Woche

verkürzt; die Wahlkommission besteht aus dem
Präsidenten des Arbeits- und Sozialgerichtes Wien
als Vorsitzendem und den zwei an Lebensjahren
ältesten Richtern dieses Gerichtshofes.

(3) Mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist
der Personalsenat zu seiner ersten Sitzung einzube-
rufen; diese Sitzung soll tunlichst innerhalb einer
Woche stattfinden. Eine allfällige Wahlanfechtung
hat keine aufschiebende Wirkung. Die Funktions-
dauer auf Grund der erstmaligen Wahl endet mit
Ablauf des 31. Dezember 1989.

(4) Soweit die Amtsdauer von Beisitzern der
Arbeitsgerichte, der arbeitsgerichtlichen Berufungs-
senate und des besonderen Senates des Obersten
Gerichtshofes während des Jahres 1986 enden
würde, wird die Amtsdauer bis zum Ablauf des
31. Dezember 1986 verlängert.

Artikel V

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 1, Art. II Z 7 und Art. III mit 1. Jän-

ner 1985,
2. Art. I Z 2 bis 15, Art. II Z 1 bis 6 und Art. IV

mit 1. Jänner 1986.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Sinowatz
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